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Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:

eooonocoo-o

Der 8° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 19„ Juni 4975 durch den Vorsitzenden

Richter Dr„ M a i s c h
,

die Richter S c h r o e d e r —
P r i n t z e n

■nd T h 0 m a s und die ehrenamtlichen

Richter Dr° F r i t z e m e yfe r und S c h r e i b o r

für Recht erkannt:
. v _3

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 29° Mai 4974 wird
zurückgewiesen‚

Die Beklagte hat dem Kläger auch die Kosten des Revisions-
verfahrens zu erstatten°
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I

Die Beteiligten streiten darüber, ob das Pflegegeld des

Klägers jeweils entsprechend den nach S 558 Abs„ 5 der

Reichsversicherungsordnung (EVO) zulässigen Höchstbeträgen

anzupassen ist°

Die Beklagte gewährt dem 4955 geborenen Kläger wegen unfall—

bedingter Querschnittslähmung mit Teillähmung beider Beine

sowie Lähmung der Blase und des Mastdarms die Vollrenteo

Seit Januar 4964 gewährte sie ihm daneben ein Pflegegeld in

Höhe von 550‚-— DM monatliche Mit Bescheid vom 470 August 4970

(B10 4224 BG—Akte Bdo 5) erhöhte sie unter Hinweis auf das

450 Rentenanpassungsgesetz (450RAG) das Pflegegeld mit Wirkung
ab 4° Januar 4970 auf 554,—— DM monatlicho Mit einem Bescheid

vom 280 September 4970 (Bl° 4244 BG—Akte Bd° 5)-stellte sie

das Pflegegeld auf monatlich 574,—— DM fest, weil ihm nur
70 V°Ho des Höchstbetrages von 554,—— DM zustünden° Mit dem

Widerspruchsbescheid vom 2° Juni 4974 (310 44 SG—Akte S 4 U

227/74) erhöhte sie das Pflegegeld ab 40 Januar 4970 auf

428‚—— DM (= 80% des Höchstbetrages)o Das Sozialgericht (SG)

Koblenz hob die BeSCheide vom 28° September 4970 und 2° Juni
4974 auf und verurteilte die Beklagte, dem Kläger ab 4o Januar

4970 ein Pflegegeld von 554‚—— DM monatlich zu zahlen (Urteil

vom 28° September 4974, B10 27 SG—Akte S 4 U 227/74)° Die Be—
rufung der Beklagten wies das Lendessozialgericht (LSG)

zurück (Urteil vom 470 Mai 4972, B10 55 LSGgAkte L 5 U

456/74)„ Die Beklagte führte das Urteil aus, lehnte jedoch
eine Erhöhung des Pflegegeldes ab 4° Januar 4974 bzw° 4„Janu—

ar 4972 entsprechend dem 5 46 des 4BORAG bzwo dem 5 45 des
244„RAGab (Bescheid vom 460 Oktober 4972‚ Bl„ 4544 BG—Akte
Bd° 6)o Nach den Richtlinien des Hauptverbandes der gewerb—

lichen Berufsgenoseenschaften stehe dem Kläger nur ein Pflege—

geld in Höhe von 80 VOHo des Höchstsatzes zu„ nur dieses

nehme an den Rentenanpassungen teile Den Widerspruch wies die_

Beklagte mit Bescheid vom 20° Dezember 4972 zurück (Bl° 4524

BG—AkteBd° 6)°
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Das SG Koblenz hat die Klage abgewiesen (Urteil vom 25° Juli

4975), weil — ausgehend von 80 vc‚Ho des Pflegehöchst—

satzés — erst ab 40 Januar 4975 ein höheres Pflegegeld von
590940 DM (nach dem 45„RAG) zustehe; dies werde aber von
der Beklagten gewährt° Das LSG hat das Urteil des SG abge—

ändert, den Bescheid vom 460 Oktober 4972 in Gestalt des
WiderspruchsbeSCheides vom 200 Dezember 4972 aufgehoben und

die Beklagte verurteilt, dem Kläger ab 4° Januar 4974 den

Pflegegeldhöchstbetrag zu gewähreno Zur Begründung hat es

uca° ausgeführt„ die Beklagte sei nicht berechtigt gewesen,

den im Bescheid vom 47° August 4970 mit 400 V°H„ festge—

stellten Pflegesatz für die Zeit ab 4° Januar 4974 auf

80 voH° herabzusetzen° Das 430RAGhabe der Beklagten nur
einmal die Möglichkeit gegeben? den Pflegegeldsatz zu über—

prüfen und nach pflichtgemäßem Ermessen festzustellen° Von

dieser Befugnis habe sie mit dem Bescheid vom 47° August

4970 Gebrauch gemachto Einer erneuten Entscheidung über die

Angemessenheit des Pflegegeldsatzes ab 4° Januar 4974 stehe‘

die Tatsache entgegen, daß 5 40 Abs„ 3 des 45°RAG allein
auf 5 45 dieses Gesetzes iVm 5 558 Abs° 5 RVG hinweise‚

während 5 46 des 45„RAG‚ der die Mindest— und Höchstsätze

ab 4° Januar 4974 bestimme, dort nicht erwähnt sei° Auch

aufgrund der späteren Rentenanpassungsgesetze sei die Be—

klagte nicht berechtigt‚ eine neue Feststellung über die

Angemessenheit des Pflegegeldzusatzes zu treffeno Es han—

dele sich nicht um falsch ermittelte Berechnungsfaktoren,

die nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)

bei den Rentenanpassungen berichtigt werden könnten° Die

Ermessensentscheidung der Beklagten im Bescheid vom
47° August 4970 habe nicht auf Berechnungsfaktoren, sondern

auf einer Bewertung der Schwere der Unfallfolgen und des

Grades der Hilflosigkeit des Klägers beruht„ Die Feststel—
lung des

Pflege?ät%es
sei eine den Grund des AnsPruchs auf

Pflegegeld betreffende Entscheidung° Der eirnal festge—

stellte Pflegegeldsatz sei ebenso wie die Pflegebedürftig—

keit bzw° Hilflosigkeit den Anspruchsvoraussetzungen zuzu—
rechneno Diese Voraussetzungen»hrften aber bei der Renten—

anpassung bzwo der Anpassung des Pflegegeldsatzes aufgrund,
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eines Rentenanpassungsgesetzes nicht überprüft werden°

Gegenüber der
mit/Bescheid

vom 17 August 1970 von der Be—

klagten selbst geschaffenen Bindung hinsichtlich des Pfle_

Segeldsatzes sei eine Neufeststellung nur nach 5 622 Abs° 1-

RVO zulässig°

Die Beklagte hat die von dem LSG zugelassene Revision in rechter

Frist und Form eingelegt und begründet° Sie trägt an0 vor,
mit dem Bescheid vom 170 August 1970 habe sie sich, wenn

überhaupt, nur insoweit gebunden, daß das Pflegegeld stets

auf mindestens 554,„_ DM festzusetzen sei, nicht jedoch auf

den jeweils geltenden Höchstsatzo Die Gewährung des damaligen

Höchstsatzes habe auf einem Irrtum beruht; der berichtigt wer—

den dürfe° Jeweils nur das gesetzlich zutreffende Pflegegeld

unterliege den späteren Erhöhungeno Sei das Ermessen jedoch

unzutreffend ausgeübt und deswegen ein unrichtiger Pflegegeld—

satz anerkannt werden, so könne dieser Fehler schlechterdings

nicht in alle Zukunft hinein die Beklagte belasten° Die Ent—

scheidung über die Höhe des Pflegegeldsatzes im Bescheid vom
17° August 1970 betreffe nicht den Grund des Anspruchs auf

Pflegegeldo Mit der — zunächst unrichtigen — Entscheidung

werde nur der Besitzstand in Höhe von 554,-— DM gewahrto Dies

entspreche auch der Entscheidung des 110 Senats des BSG in

BSG 24, 2560

Die Beklagte beantragt sinngemäß‚

das Urteil des LSG Rheinland—Pfalz vom 200 Mai

_
1974 aufzuheben und die Berufung des Klägers

gegen das Urteil des SG Koblenz vom 25 Juli

1975 zurückzuweisen‚ '

hilfsweise‚

die Sache an die Vorinstanz zurückzuverweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil unter Hinweis auf BSG 25,

212, 215 für zutreffende
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.
Beide Beteiligte* haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung (% 424 Abs° 2 des Sozialgerichts—'

gesetzes) einverstanden erklärt

II

Die durch Zulassung statthafte Revision der Beklagten ist

unbegründet()

Das LSG hat im Ergebnis zutreffend entschieden, daß die

Beklagte dem Kläger ab 4° Januar 4974 das Pflegegeld im

jeweils zulässigen Höchstbetrag zu gewähren hat° Unstrei—

tig ist der Kläger hilflos und pflegebedürftig im Sinne von

5 558 Abso 4 RVG idF des Unfallversicherungs—Neuregelungs—
gesetzes vom 50° April 4965 (BGBl I 244) und hat daher An—

spruch auf Pflege° Es besteht zwischen den Beteiligten

auch kein Streit darüber, daß die Beklagte von der Mög—

lichkeit des S 558 Abs„ 5 BVG Gebrauch gemacht hat und dem
Kläger statt der Pflege im Sinne von 5 558 Abso 2 RVO

Pflegegeld zahlto
' 4974

Hinsichtlich der Höhe des seit dem 40 Januar/zu zahlenden

Pflegegeldes ist‘die Beklagte zu Unrecht davon ausgegan—

gen, sie sei weder berechtigt noch verpflichtet, den Betrag

von
554;—— DM (Höchstbetrag für die Zeit vom 40 Januar

1970 bis 540 Dezember 4970 gemäß 5 558 Abs° 5 EVO idF des
& 45 des 45°RAG vom 400 Juli 4970 — BGBl I 4057) unter

Anwendung der Umrechnungsfaktoren für das Pflegegold
(@ 40 Abs° 5 des 45°RAG und die entsprechenden Anpassungen

vorschriften der späteren Rentenanpassungsgesetze) zu er—
höhen, solange ein Betrag von 80 VOH° des jeweiligen

Höchstbetrages nicht erreicht war° Der Zahlbetrag von

554‚—— DM war für die Zeit vom 40 Januar 4970 (bis

54° Dezember 4970) mit dem Bescheid vom 470 August 4970

bindend festgestellt, nachdem der diesen Betrag herab—
setzende Bescheid vom 28° September 4970 in der Gestalt

des Widerspruchsbescheides vom 20 Juni 4974 nach den Fest-

stellungen des LSG durch die früheren Urteile rechtskräf—

tig aufgehoben worden war°
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Das Pflegegeld war ab 10 Januar 1971 in der Weise anzupassen,

daß der nach 5 558 Abs; 5 RVGidF des 9 45 des 15„RAGzu zah—
lende, seit - 40 Januar 4970 geltende (@ 20 des 15°RAG)

Betrag (153,-— bis 554,—— DM) mit 1,095 zu vervielfältigen

war (@ 10 Abs° } des 15„RAG)O Diese Anpassungsvorschrift

entspricht den Anpassungsregelungen, wie sie das 1, bis 5„RAG

für die Rentenversicherung vorschrieb° Ausgangspunkt war in-

soweit der Rentenzahlbetrag für Januar des Anpassungsjahres,

“der jeweils mit einem bestimmten Faktor zu vervielfältigen

war (vglo BSG 24, 256, 257)° Dieses Anpassungsverfahren gilt

seit dem 4ORAG in der Rentenversicherung nur noch für "die ’

übrigen Renten" (55 4,_5 des 40 und 5„RAG bzwo Artikel bzw°
Abschnitt I 5% 4, 5 des 60 und %RAG), daho für die nicht
nach 55 2 und 5 der genannten Rentenanpassungsgesetze anzupas—
senden Renteno Schon der 120 Senat des BSG hatte in seiner

Entscheidung vom 166 Februar 1964 (SozR Nr° 1 zu 5 5 des

1„RAG) ausgeführt, daß Rentenzahlbetrag im Sinne von € 5

Abs„ 1 Satz 1 des 10 und 2ORAG und des 5 2 Abso 1 Satz 1
des 5„RAG der Rentenbetrag sei, der aufgrund bindender oder

rechtskräftiger Feststellung vor der Rentenanpassung für den

jeweiligen Stichmonat zu zahlen war, und das 1° bis BORAG

keine Rechtsgrundlage dafür böten, bei den Rentenanpassungen

jene bindende Feststellung, auch wenn sie fehlerhaft zustande—

gekommen war, zu berichtigen° Der 110 Senat (BSG 24, 256ff)

hat hieran festgehalten und es lediglich für zulässig erklärt,

daß bei der Anpassung von Renten, die nach @@50ff des Ange—
stelltenversicherungsgesetzes (= 55 1255ff RVG, SS 55ff des
Reichsknappschaftsgesetzes; vgl° @ 2 des 40 und 5°RAG bzw°
Artikel bzw° Abschnitt I % 2 des 60 und 7„RAG) berechnet sind

und bei Renten, die nach Art° 2 55 52 bis 55 des Arbeiterren—
tenversicherungs—Neuregelungsgesetzes und nach Art° 2 @@51

bis 54 des Angestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

umgestellt sind (5 5 des 40 und 5„RAG bzwo Artikel bzwo
Abschnitt I 5 5 des 40, 60 und 7„RAG), der Versicherungsträger

an eindeutig falsch ermittelte bisherige Berechnungsfaktoren

nicht gebunden sei, diese vielmehr durch die.richtigen Be—
rechnungsfaktoren ersetzen könne, jedoch mindestens den bis—

herigen Zahlbetrag der Rente weitergewähren müsse° Der
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41° Senat hat diese Berichtigungsmöglichkeit aus den ge—'

4genüber dem 1° bis BORAGfür die genannten Rentenarten
geänderten Anpassungsregelungen gefolgert, die eine Neu—

berechnung verschrieben und nicht mehr an den bisherigen

Zahlbetrag anknüpften (BSG 24, 258)o

Die Anpassung des Pflegegeldes der Unfallversicherung ist

erstmals mit dem 45°RAG für den 4° Januar 4971 vorgeschrie—

ben worden (55 9 Abs° 4, 40 Abs° 5 des 450RAG)O Unabhängig
davon wurden die seit dem 40 Januar 4961 unveränderten

Mindest— und HöchStsätze des Pflegegeldes in 5 558 Abs„ 5

BVG für das Jahr 4970 rückwirkend auf 455‚—— bis 534‚—— DM

festgesetzt (5% 45, 20 des 13„RAG) und ab 4° Januar 4974»

auf 445,-- bis 585‚——DMerhöht (5%46, 20 des 45„RAG)°
.Mit demfolgenden 44„RAG(BGBlI 4974, 4257) wurdedie

Anpassung des Pflegegeldes in gleicher Weise vorgeschrie—

ben (vglo % 40 Abs° 2)„ Obwohl dabei die Mindest— und
‚Höchstsätze des Pflegegeldes erhöht worden sind, erfolgt

die Anpassung des Pflegegeldes doch — wie früher nach dem

1° bis 5 RAG für die Rentenversicherung - dadurch, daß der

für den jeweiligen Stichtag zu zahlende‚ doho festge—
stellte Zahlbetrag mit dem jeweils vorgeschriebenen Fak—

tor vefvielfältigt wird und nicht — wie im wesentlichen

seit dem 4°RAG — im Wege einer Neuberechnung° Denn die Er—
höhung der in $ 558 Abs° 5 BVD zahlenmäßig bestimmten

Mindest— und Höchstsätze des Pflegegeldes (vgl° @16 des
43„RAG bzwo @@15‚ 47 des 140RAG) stellt nur das abge—

rundete Ergebnis der im jeweiligen Rentenanpassungsge—

setz bestimmten Vervielfältigung dar; diese Sätze wurden
nur entsprechend angehoben (vglo BT—Drucks° VI/2199 So 11

zu 5 45 des 44ORAG und VI/2290 80 5 zu 5 45 des 14„RAG)°

Die von dem 14° Senat des BSG in der genannten Entschei—-

dung angestellten Erwägungen können daher für die Anpas—

sung des Pflegegeldes der Unfallversicherung nicht heran—

gezogen werden„ Der Gesetzgeber hat den Trägern der ge—

setzlichen Unfallversicherung bei der Anpassung des
Pflegegeldes somit nicht die Möglichkeit eingeräumt, je—

lweils sein Ermessen hinsichtlich der bindend festge—
setz@n prozentualen Höhe im Rahmen der neuen

Mindest—
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und Höchstsätze erneut auszuüben, sondern ihn verpflichtet,

den bisherigen Zahlbetrag zu vervielfältigeno Er ist also

nicht berechtigt, im Anpassungsverfahren frühere Feststel—

lungen über das Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen — hier

das Ausmaß der bestehenden Pflegebedürftigkeit — zu ändern

(vgl° dazu auch BSG 25, 211, 215),

Eine Neufeststellung der Leistungen läßt das Gesetz im Recht

der Unfallversicherung sowie auch der Rentenversicherung nur

bei einer wesentlichen Änderung der der voraufgegangenen

Feststellung zugrunde liegenden Verhältnisse (@ 622 Abs° 1
RVG) oder unter den Voraussetzungen des 5 1744 RVO zu (vgl°

uoa° BSG 11, 226, 229; 14, 10, 15, 16; 15, 252, 256; qg‚ 84,

Daß hier keiner der in € 1744 RVO genannten Tatbestände er*
füllt ist, bedarf keiner näheren Erörterungo Es liegt aber

auch keine wesentliche Änderung der Verhältnisse im Sinne

von 5 622 Abso 1 RVO voro Weder in dem Ausmaß der unfallbcding—

ten Gesundheitsstörungen des Klägers noch in dem Umfang der

dadurch bedingten Pflegebedürftigkeit hat sich nach dem Vor—

trag der Beklagten und den Feststellungen des LSG etwas geän—

dert() Der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften

hat lediglich im Jahre 1970 "Anhaltspunkte für die Bemessung

von Pflegegeld” bekanntgegeben und empfohlen, Pflegesätze unter
Berücksichtigung dieser Anhaltspunkte festzusetzen (Rund—’

schreiben Hauptverband VB 127/70; Lauterbach, Unfallversiche—

rung, Stand Dezember 1974, Anmo 17 zu 5 558 RVG), Nach diesen
Anhaltspunkten wäre das Pflegegeld des Klägers wohl mit

80 v°Ho des jeweiligen Höchstsatzes zu bemesseno Offenbar

waren diese Richtlinien im Zusammenhang mit den mit Wirkung

ab 10 Januar 1970 beträchtlich erhöhten Mindest— und Höchst—

sätzen des Pflegegeldes erlassen werden (S 15 des BORAG)OAls
die Beklagte ihren Bescheid vom 170 August 1970 erteilte,

waren ihr diese Richtlinien entweder noch nicht bekannt oder_

sie hat sie unrichtig angewendeto Es bedarf keiner näheren

Erörterung, daß die Nichtbeachtung von bloßen Richtlinien

des Hauptverbandes bei der Festsetzung einer Leistung, deren

Höhe in das pflichtgemäße Ermessen des Versicherungsträgers

gestellt ist, nach den obengenannten 55 622 Abs, 1, 1744 RVG
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bzwo nach der feststehenden Rechtsprechung des BSG nicht

die Neufeststellung einer Leistung zuungunsten des Ver—

sicherten ermöglicht[) Die fraglichen Richtlinien lassen

dies um so weniger zu, als der Versicherungsträger das
' Pflegegeld unter Berücksichtigung aller Umstände des Ein—

zelfalles festzusetzen hat, wobei in erster Linie die Artg

und Schwere der Verletzung und das Ausmaß der im Einzel;

fall gegebenen Hilflosigkeit maßgebend sind (vg?° Lauter—

bach aaO)o Unter den gegebenen Umständen kann dahinge—

stellt bleiben‚ ob ein Pflegesatz von 80 VOH„ des Höchste

satzes bei sachgerechter Würdigung der im vorliegenden

Fall gegebenen Verhältnisse überhaupt ausreichend wäre°

Selbst wenn die Beklagte aber sogar den gesetzlich zuläsé

eigen Höchsteatz des Pflegegeldes überschritten hätte, wä—

re sie grundsätzlich daran gebunden, weil die Reichsver—

sicherungsordnung die Herabsetzung oder Entziehung einer

von Anfang an zu Unrecht gewährten Leistung nur nach dem

hier nicht zum Zuge kommenden 5 4744 EVO zuläßtä

Geht man davon aus, daß die genannten Richtlinien erst

nach Zustellung des Bescheides vom 47° August 4970 der Be—

klagten bekanntgegeben werden sind, ergibt sich daraus

für sie schon deshalb keine Möglichkeit, den Zahlbetrag

von 554‚—— DM für die Zeit ab 4° Januar 4970 bei den spä-
.teren Anpassungen zu berichtigen, weil dieser Betrag bin—

dend bzw° rechtskräftig festgestellt und‚ wie oben aus—

geführt, ab 4° Januar 4974 nach 5 40 Abs° 5 des 43°RAG
und der entsprechenden Regelung des folgenden 44°RAG

anzupassen war°
}

' ’

Das LSG hat daher zutreffend entschieden, daß die Bee

klagte allenfalls berechtigt geWesen wäre, das Pflege—

geld bei der ersten Neufestsetzung für die Zeit ab '
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.1„ Januar 4970 auf einen niedrigeren als den

nach % 45 des 45„RAG zulässigen Höchstbetrag

festzusetzen‚ nicht aber den rechtskräftig

festgestellten Betrag solange "einfrieren" zu

lassen, bis die gesetzlichen Erhöhungen 80 voll°

des früheren Höchstbetrages erreicht bzwo über—

schritten hätten°

Die Revision der Beklagten war daher als unbegrün—

det zurückzuweiseno

Die Kostenentscheidung folgt aus @ 195 SGG°
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